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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
den Schutz vertraulichen Know-hows und vertraulicher Geschäftsinformationen 
(Geschäftsgeheimnisse) vor rechtswidrigem Erwerb sowie rechtswidriger Nutzung und 
Offenlegung
(COM(2013)0813 – C8-0431/2013 – 2013/0402(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat (COM(2013)0813),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 114 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission 
unterbreitet wurde (C8–0431/2013),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom 25. März 20141,

– gestützt auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses sowie der Stellungnahmen des 
Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie und des Ausschusses für 
Binnenmarkt und Verbraucherschutz (A8–0000/2015),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren 
Vorschlag entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 8

                                               
1 ABl. C 226 vom 16.7.2014, S. 48.
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Es ist angezeigt, auf Unionsebene 
Vorschriften zur Annäherung der 
nationalen Rechtssysteme vorzusehen, 
damit im gesamten Binnenmarkt ein 
ausreichender und kohärenter Rechtsschutz 
bei rechtswidrigem Erwerb oder 
rechtswidriger Nutzung oder Offenlegung 
eines Geschäftsgeheimnisses gewährleistet 
wird. Zu diesem Zweck ist es wichtig, eine 
homogene Definition des Begriffs 
„Geschäftsgeheimnis“ festzulegen, ohne 
den vor widerrechtlicher Aneignung zu 
schützenden Bereich einzuengen. Eine 
solche Definition sollte daher so 
beschaffen sein, dass sie 
Geschäftsinformationen, technologische 
Informationen und Know-how abdeckt, bei 
denen sowohl ein legitimes Interesse an der 
Geheimhaltung als auch die legitime 
Erwartung der Wahrung der 
Vertraulichkeit besteht. Ihrem Wesen nach 
sollte eine solche Definition keine 
belanglosen Informationen enthalten und 
auch nicht das Wissen und die 
Qualifikationen einschließen, die 
Beschäftigte im Zuge der Ausübung ihrer 
üblichen Tätigkeiten erwerben und die den 
Personenkreisen, die üblicherweise mit 
derartigen Informationen umgehen, 
bekannt sind bzw. für sie zugänglich sind.

(8) Es ist angezeigt, auf Unionsebene 
Vorschriften zur Annäherung der 
nationalen Rechtssysteme vorzusehen, 
damit im gesamten Binnenmarkt ein 
ausreichender und kohärenter Rechtsschutz 
bei rechtswidrigem Erwerb oder 
rechtswidriger Nutzung oder Offenlegung 
eines Geschäftsgeheimnisses gewährleistet 
wird. Zu diesem Zweck ist es wichtig, eine 
homogene Definition des Begriffs 
„Geschäftsgeheimnis“ festzulegen, ohne 
den vor widerrechtlicher Aneignung zu 
schützenden Bereich einzuengen. Eine 
solche Definition sollte daher so 
beschaffen sein, dass sie 
Geschäftsinformationen, technologische 
Informationen und Know-how abdeckt, bei 
denen sowohl ein legitimes Interesse an der 
Geheimhaltung als auch die legitime 
Erwartung der Wahrung der 
Vertraulichkeit besteht. Diese 
Informationen oder dieses Know-how 
sollten einen kommerziellen Wert haben, 
wobei es sich um einen bereits 
vorhandenen oder potenziellen Wert 
handeln kann. Ihrem Wesen nach sollte 
eine solche Definition keine belanglosen 
Informationen enthalten und auch nicht das 
Wissen und die Qualifikationen 
einschließen, die Beschäftigte im Zuge der 
Ausübung ihrer üblichen Tätigkeiten 
erwerben und die den Personenkreisen, die 
üblicherweise mit derartigen Informationen 
umgehen, bekannt sind bzw. für sie 
zugänglich sind. Außerdem sollte die 
Vertraulichkeit der Informationen 
unmissverständlich sein.

Or. fr

Begründung

Die Definition eines Geschäftsgeheimnisses als vertrauliche Geschäftsinformationen oder 
vertrauliches Know-how entspricht internationalen Standards. Dennoch können bestimmte 
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Präzisierungen erforderlich sein.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Auch ist es wichtig, die Umstände 
festzulegen, unter denen ein rechtlicher 
Schutz gerechtfertigt ist. Aus diesem 
Grund muss definiert werden, welches 
Verhalten und welche Praktiken als 
rechtswidriger Erwerb oder rechtswidrige 
Nutzung oder Offenlegung eines 
Geschäftsgeheimnisses zu betrachten sind. 
Die Offenlegung geschäftsbezogener 
Informationen durch Organe und 
Einrichtungen der Union oder nationale 
Behörden, über die diese aufgrund ihrer 
Verpflichtungen aus der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates6 oder anderer 
Bestimmungen über den Zugang zu 
Dokumenten verfügen, sollte nicht als 
rechtswidrige Offenlegung von 
Geschäftsgeheimnissen betrachtet 
werden.

(9) Auch ist es wichtig, die Umstände 
festzulegen, unter denen ein rechtlicher 
Schutz gerechtfertigt ist. Aus diesem 
Grund muss definiert werden, welches 
Verhalten und welche Praktiken als 
rechtswidriger Erwerb oder rechtswidrige 
Nutzung oder Offenlegung eines 
Geschäftsgeheimnisses zu betrachten sind.

__________________
6 Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. Mai 2001 über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten des 
Europäischen Parlaments, des Rates und 
der Kommission (ABl. L 145 vom 
31.5.2001, S. 43).

Or. fr

Begründung

Technische Änderung.
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9a) Die Offenlegung geschäftsbezogener 
Informationen durch Organe und 
Einrichtungen der Union oder nationale 
Behörden, über die diese aufgrund ihrer 
Verpflichtungen aus der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates1a oder anderer 
Bestimmungen über den Zugang zu 
Dokumenten verfügen, sollte nicht als 
rechtswidrige Offenlegung von 
Geschäftsgeheimnissen betrachtet 
werden.

__________________
1a Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. Mai 2001 über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten des 
Europäischen Parlaments, des Rates und 
der Kommission (ABl. L 145 vom 
31.5.2001, S. 43).

Or. fr

Begründung

Technische Änderung.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Im Interesse von Innovation und 
Wettbewerbsförderung sollten die 
Bestimmungen dieser Richtlinie keine 
Exklusivrechte an dem als 
Geschäftsgeheimnis geschützten Know-

(10) Im Interesse von Innovation und 
Wettbewerbsförderung sollten die 
Bestimmungen dieser Richtlinie keine 
Exklusivrechte an dem als 
Geschäftsgeheimnis geschützten Know-
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how oder den geschützten Informationen 
begründen. Die unabhängige Entdeckung 
desselben Know-hows und derselben 
Informationen bleibt möglich, und den 
Wettbewerbern des Inhabers des 
Geschäftsgeheimnisses steht es ebenfalls 
frei, ein rechtmäßig erworbenes Produkt 
einem „Reverse Engineering“ zu 
unterwerfen.

how oder den geschützten Informationen 
begründen. Die unabhängige Entdeckung 
desselben Know-hows und derselben 
Informationen bleibt möglich, und den 
Wettbewerbern des Inhabers des 
Geschäftsgeheimnisses steht es ebenfalls 
frei, ein rechtmäßig erworbenes Produkt 
einem „Reverse Engineering“ zu 
unterwerfen. Wenn jedoch der Erwerb, die 
Nutzung oder Offenlegung eines 
Geschäftsgeheimnisses ohne Zustimmung 
dessen Inhabers zwar nach Artikel 4 
Absatz 1 als rechtmäßig gelten würde, 
jedoch aus Gründen erfolgt ist, die einer 
seriösen Geschäftspraxis zuwiderlaufen, 
sollte ein solcher Erwerb, eine solche 
Nutzung bzw. Offenlegung zwecks 
Bekämpfung des unfairen Wettbewerbs 
und des Innovationsschutzes dennoch als 
rechtswidrig betrachtet werden.

Or. fr

Begründung

Diese Richtlinie dient der Verteidigung der Innovationen und der Kreativität von 
Unternehmen. Durch das Vorhandensein von Schutzmaßnahmen sollten Zuwiderhandelnde 
nicht zu unfairem Wettbewerb ermutigt oder in einem solchen Handeln bestätigt werden.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 10 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10a) Diese Richtlinie gilt unbeschadet 
der nationalen Rechtsvorschriften und 
der Rechtsvorschriften der Union, durch 
die der Erwerb, die Nutzung und die 
Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen 
zugelassen oder gefordert werden, sowie 
der Maßnahmen von Verwaltungs- und 
Justizbehörden im Rahmen der Ausübung 
ihrer Befugnisse. Durch die Richtlinie 
werden die Behörden jedoch nicht von 
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ihren Pflichten bezüglich der 
Vertraulichkeit von Informationen 
befreit, die ihnen von Inhabern von 
Geschäftsgeheimnissen übermittelt 
werden, und zwar unabhängig davon, ob 
diese Pflichten durch nationales Recht 
oder durch Unionsrecht festgelegt 
werden. Dies betrifft unter anderem die 
Pflichten bezüglich der Vertraulichkeit 
von Informationen, die öffentlichen 
Auftraggebern im Rahmen der 
öffentlichen Auftragsvergabe übermittelt 
werden, wie beispielsweise in Artikel 28 
der Richtlinie 2014/23/EU des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates1a, in Artikel 21 der Richtlinie 
2014/24/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates1b oder auch in 
Artikel 39 der Richtlinie 2014/25/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates1c

dargelegt.

_________________
1a Richtlinie 2014/23/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Februar 2014 über die 
Konzessionsvergabe (ABl. L 94 vom 
28.3.2014, S. 1).
1b Richtlinie 2014/24/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Februar 2014 zur öffentlichen 
Auftragsvergabe und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 
28.3.2014, S. 65).
1c Richtlinie 2014/25/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Februar 2014 über die Vergabe 
von Aufträgen durch Auftraggeber im 
Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie der Postdienste 
und zur Aufhebung der Richtlinie 
2004/17/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 243).

Or. fr
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Begründung

Es sollte klargestellt werden, dass die Unternehmen durch diese Richtlinie nicht von ihren 
Transparenz- und Informationspflichten entbunden werden und dass die Behörden nicht 
daran gehindert werden, ihre Aufgaben nach Maßgabe der Rechtsvorschriften zu erfüllen.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 10 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10b) Die Informationsfreiheit, die 
Meinungsfreiheit sowie die Pluralität der 
Medien sollten durch diese Richtlinie 
nicht eingeschränkt werden. Somit könnte 
niemand den Schutz eines 
Geschäftsgeheimnisses der Ausübung 
dieser Freiheiten entgegenstellen, sofern 
die sich darauf berufende Person in 
rechtmäßiger Absicht handelt. Die 
Mitgliedstaaten sollten dafür sorgen, dass 
die Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union in vollem Umfang 
eingehalten wird, indem sie insbesondere 
den wirksamen Schutz von Quellen 
sicherstellen. Desgleichen müssen 
Hinweisgeber geschützt werden, sofern sie 
im öffentlichen Interesse handeln.

Or. fr

Begründung

Die durch die Richtlinie eingeführten Schutzmaßnahmen sind ein sehr konkreter Fortschritt 
gegenüber den Standards, die im Rahmen des TRIPS-Abkommens vereinbart wurden. Die 
Medien haben in einer demokratischen und pluralistischen Gesellschaft eine wichtige 
impulsgebende Funktion und fördern die öffentliche Diskussion. Es sollte klargestellt werden, 
dass durch diese Richtlinie die Ermöglichung journalistischer Arbeit oder das Recht jeder 
Person auf freie Meinungsäußerung unter rechtlich sicheren Bedingungen und in durch 
nationales und europäisches Rechts festgelegten Rahmen weder rechtlich noch tatsächlich 
infrage gestellt werden.
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Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Das reibungslose Funktionieren des 
Binnenmarkts würde unterminiert, wenn 
die vorgesehenen Maßnahmen und 
Rechtsbehelfe dazu genutzt würden, nicht 
legitime, mit den Zielen dieser Richtlinie 
unvereinbare Absichten zu verfolgen. 
Daher ist es wichtig sicherzustellen, das
die Justizbehörden befugt sind, 
missbräuchliches Verhalten von 
Antragstellern zu sanktionieren, die 
unredlich handeln und offensichtlich 
unbegründete Anträge stellen. Ferner muss 
gewährleistet sein, dass die vorgesehenen 
Maßnahmen und Rechtsbehelfe nicht die 
Freiheit der Meinungsäußerung und die 
Informationsfreiheit (die gemäß Artikel 11 
der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union auch die Freiheit der 
Medien und ihre Pluralität beinhalten) oder 
Whistleblowing-Aktivitäten einschränken. 
Daher sollte sich der Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen nicht auf Fälle 
erstrecken, in denen die Offenlegung eines 
Geschäftsgeheimnisses insoweit dem 
öffentlichen Interesse dient, als ein 
ordnungswidriges Verhalten oder eine 
strafbare Handlung aufgedeckt wird.

(12) Das reibungslose Funktionieren des 
Binnenmarkts würde unterminiert, wenn
die vorgesehenen Maßnahmen und 
Rechtsbehelfe dazu genutzt würden, nicht 
legitime, mit den Zielen dieser Richtlinie 
unvereinbare Absichten zu verfolgen. 
Daher ist es wichtig sicherzustellen, dass
die Justizbehörden befugt sind, 
missbräuchliches Verhalten von 
Antragstellern zu sanktionieren, die 
unredlich handeln und offensichtlich 
unbegründete Anträge stellen. Ferner muss 
gewährleistet sein, dass die vorgesehenen 
Maßnahmen und Rechtsbehelfe nicht die 
Freiheit der Meinungsäußerung und die 
Informationsfreiheit (die gemäß Artikel 11 
der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union auch die Freiheit der 
Medien und ihre Pluralität beinhalten) oder 
Whistleblowing-Aktivitäten einschränken. 
Daher sollte sich der Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen nicht auf Fälle 
erstrecken, in denen die Offenlegung eines 
Geschäftsgeheimnisses insoweit dem 
öffentlichen Interesse dient, als ein 
ordnungswidriges Verhalten oder eine 
strafbare Handlung aufgedeckt wird. Der 
ständigen Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zufolge geht ein 
angemessener Schutz der Freiheit der 
Meinungsäußerung und der 
Informationsfreiheit mit einem 
wirksamen Quellenschutz einher. Der 
rechtmäßige Gebrauch der Freiheit der 
Meinungsäußerung und der 
Informationsfreiheit sollte daher so 
verstanden werden, dass jede physische 
oder juristische Person, die eine 
öffentliche Diskussion über 
Informationen anstoßen will, die ein 
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Geschäftsgeheimnis bzw. 
Geschäftsgeheimnisse Dritter enthalten 
oder aus denen ein Geschäftsgeheimnis 
abgeleitet werden kann, das Recht auf 
Veröffentlichung oder auf Unterstützung 
der Veröffentlichung hat. Ein solcher 
Gebrauch sollte jedoch dann nicht als 
rechtmäßig erachtet werden, wenn er zu 
einem rechtswidrigen Verhalten 
desjenigen gehört, der sich darauf beruft, 
oder wenn er nicht dem allgemeinen 
Interesse dient.

Or. fr

Begründung

Die durch die Richtlinie eingeführten Schutzmaßnahmen sind ein sehr konkreter Fortschritt 
gegenüber den Standards, die im Rahmen des TRIPS-Abkommens vereinbart wurden. Die 
Medien haben in einer demokratischen und pluralistischen Gesellschaft eine wichtige 
impulsgebende Funktion und fördern die öffentliche Diskussion. Es sollte klargestellt werden, 
dass durch diese Richtlinie die Ermöglichung journalistischer Arbeit oder das Recht jeder 
Person auf freie Meinungsäußerung unter rechtlich sicheren Bedingungen und in durch 
nationales und europäisches Rechts festgelegten Rahmen weder rechtlich noch tatsächlich 
infrage gestellt werden.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Angesichts der Möglichkeit, dass die 
Vertraulichkeit eines 
Geschäftsgeheimnisses während eines 
Gerichtsverfahrens nicht gewahrt bleibt, 
schrecken die rechtmäßigen Inhaber von 
Geschäftsgeheimnissen häufig davor 
zurück, zum Schutz ihrer 
Geschäftsgeheimnisse ein Verfahren 
einzuleiten, womit die Wirksamkeit der 
vorgesehenen Maßnahmen und 
Rechtsbehelfe in Frage gestellt wird. Daher 
bedarf es – vorbehaltlich geeigneter 
Schutzmaßnahmen, die das Recht auf ein 

(14) Angesichts der Möglichkeit, dass die 
Vertraulichkeit eines 
Geschäftsgeheimnisses während eines 
Gerichtsverfahrens nicht gewahrt bleibt, 
schrecken die rechtmäßigen Inhaber von 
Geschäftsgeheimnissen häufig davor 
zurück, zum Schutz ihrer 
Geschäftsgeheimnisse ein Verfahren 
einzuleiten, womit die Wirksamkeit der
vorgesehenen Maßnahmen und 
Rechtsbehelfe in Frage gestellt wird. Daher 
bedarf es – vorbehaltlich geeigneter 
Schutzmaßnahmen, die das Recht auf ein 
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faires Verfahren garantieren – spezifischer 
Anforderungen, die darauf abstellen, die 
Vertraulichkeit eines 
Geschäftsgeheimnisses, das Gegenstand 
eines Gerichtsverfahrens ist, im Verlauf 
des Verfahrens zu wahren. Dies sollte die 
Möglichkeit einschließen, den Zugang zu 
Beweismitteln oder Anhörungen zu 
beschränken oder ausschließlich die nicht 
vertraulichen Teile von 
Gerichtsentscheidungen zu veröffentlichen. 
Der entsprechende Schutz sollte auch nach 
Abschluss des Gerichtsverfahrens so lange 
weiterbestehen, wie die dem 
Geschäftsgeheimnis zugrunde liegenden 
Informationen nicht öffentlich verfügbar 
sind.

faires Verfahren garantieren – spezifischer 
Anforderungen, die darauf abstellen, die 
Vertraulichkeit eines 
Geschäftsgeheimnisses, das Gegenstand 
eines Gerichtsverfahrens ist, im Verlauf 
des Verfahrens zu wahren. Dies sollte die 
Möglichkeit einschließen, den Zugang zu 
Beweismitteln oder Anhörungen zu 
beschränken oder ausschließlich die nicht 
vertraulichen Teile von 
Gerichtsentscheidungen zu veröffentlichen. 
Sofern es in dem Verfahren 
hauptsächlich darum geht, die Qualität 
der Informationen zu bewerten, die 
Gegenstand des Verfahrens sind, könnten 
diese Beschränkungen nicht der 
Anforderung entgegenstehen, dass 
mindestens eine Person jeder Partei und 
ihre jeweiligen Rechtsvertreter vollen 
Zugang zu allen Dokumenten der Akte 
erhalten. Wenn ein Richter solche 
Beschränkungen ausspricht, muss er 
sicherstellen, dass jede Partei in der Lage 
ist, sich angemessen vertreten zu lassen.
Der entsprechende Schutz sollte auch nach 
Abschluss des Gerichtsverfahrens so lange 
weiterbestehen, wie die dem 
Geschäftsgeheimnis zugrunde liegenden 
Informationen nicht öffentlich verfügbar 
sind.

Or. fr

Begründung

Es muss unbedingt sichergestellt werden, dass die Parteien ein Mindestmaß an Zugang zu 
dem gesamten Verfahren haben und dass sie wirksam vertreten werden.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 25 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25a) Mit dieser Richtlinie werden keine 
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Strafmaßnahmen gegen Personen 
vorgeschlagen, die ein 
Geschäftsgeheimnis auf rechtswidrige 
Weise erwerben, nutzen oder offenlegen. 
Diese Richtlinie gilt daher unbeschadet 
des Rechts der Mitgliedstaaten, diesen 
zivil- und handelsrechtlichen Teil durch 
einen strafrechtlichen Teil zu ergänzen. 
Vor diesem Hintergrund sollten die 
Mitgliedstaaten bei der Abfassung solcher 
Maßnahmen alle in der Richtlinie 
genannten Schutzmaßnahmen einhalten, 
damit ein angemessenes Gleichgewicht 
zwischen dem Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen und der 
unternehmerischen Freiheit sowie der 
Meinungs- oder Informationsfreiheit 
sichergestellt wird.

Or. fr

Begründung

Wenn die Richtlinie keine Vorschläge für strafrechtliche Maßnahmen enthält, müssen 
sämtliche darin vorgesehenen Schutzmaßnahmen immer Anwendung finden.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Richtlinie legt Vorschriften für den 
Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor 
rechtswidrigem Erwerb, rechtswidriger 
Nutzung und rechtswidriger Offenlegung 
fest.

Diese Richtlinie legt Vorschriften für den 
Schutz vertraulichen Know-hows und 
vertraulicher Geschäftsinformationen 
(Geschäftsgeheimnisse) vor 
rechtswidrigem Erwerb, rechtswidriger 
Nutzung und rechtswidriger Offenlegung 
ohne Zustimmung dessen Inhabers sowie 
in einer Weise, die nicht mit seriösen 
Geschäftspraktiken vereinbar ist, fest.

Or. fr
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Begründung

Die Definition sollte mit Blick auf den Inhalt von Artikel 39 Absatz 2 des TRIPS-Abkommens 
genauer bestimmt werden.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Richtlinie gilt unbeschadet des 
Willens der Mitgliedstaaten, bei 
rechtswidrigem Erwerb, rechtswidriger 
Nutzung und rechtswidriger Offenlegung 
von Geschäftsgeheimnissen 
strafrechtliche Maßnahmen zu 
verhängen, sofern in solchen 
Maßnahmen sämtliche in Artikel 4 
genannten Schutzmaßnahmen 
eingehalten werden.

Or. fr

Begründung

Wenn die Richtlinie keine Vorschläge für strafrechtliche Maßnahmen enthält, müssen 
sämtliche darin vorgesehenen Schutzmaßnahmen immer Anwendung finden.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Ziffer 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1) „Geschäftsgeheimnis“: Informationen, 
die alle nachstehenden Kriterien erfüllen:

1) 1) „Geschäftsgeheimnis“: vertrauliches 
Know-how und vertrauliche 
Geschäftsinformationen, die alle 
nachstehenden Kriterien erfüllen:

Or. fr
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Begründung

Die Definition sollte mit Blick auf den Inhalt von Artikel 39 Absatz 2 des TRIPS-Abkommens 
genauer bestimmt werden.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Ziffer 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) sie sind von kommerziellem Wert, weil 
sie geheim sind;

b) sie sind von aktuellem oder 
potenziellem kommerziellem Wert, weil 
sie geheim sind;

Or. fr

Begründung

Die Definition eines Geschäftsgeheimnisses als kommerziell relevante Information oder 
Know-how entspricht internationalen Standards. Dennoch können bestimmte Präzisierungen 
erforderlich sein.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4) „rechtsverletzende Produkte“: Produkte, 
deren Konzeption, Qualität, 
Herstellungsprozess oder Marketing in 
erheblichem Umfang auf rechtswidrig 
erworbenen, genutzten oder offengelegen
Geschäftsgeheimnissen basieren.

4) „rechtsverletzende Produkte“: Produkte, 
deren Konzeption, Merkmale, 
Herstellungsprozess oder Marketing in 
erheblichem Umfang auf rechtswidrig 
erworbenen, genutzten oder offengelegten
Geschäftsgeheimnissen basieren.

Or. fr

Begründung

Problem bei der Übersetzung vom Englischen ins Französische und genauere Formulierung 
der Definition, sodass sie sich auf verschiedene Aspekte des Produktlebenszyklus erstreckt.
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Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Richtlinie
Kapitel II – Titel

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Rechtswidriger Erwerb, rechtwidrige
Nutzung und rechtswidrige Offenlegung 
von Geschäftsgeheimnissen

Erwerb, Nutzung und Offenlegung von 
Geschäftsgeheimnissen

Or. fr

Begründung

Technischer Änderungsantrag

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 2 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Erwerb eines 
Geschäftsgeheimnisses ohne Zustimmung 
dessen Inhabers ist als rechtswidrig zu 
betrachten, soweit er vorsätzlich oder grob 
fahrlässig erfolgt durch

2. Der Erwerb eines 
Geschäftsgeheimnisses ohne Zustimmung 
dessen Inhabers ist als rechtswidrig zu 
betrachten, soweit er durch Folgendes
erfolgt:

Or. fr

Begründung

Die Vorsätzlichkeit oder grobe Fahrlässigkeit einer Handlung ist oftmals äußerst schwierig 
zu beweisen. Dies würde zahlreiche rechtmäßige Rechtsbehelfe unwirksam machen.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 



PR\1048388DE.doc 19/33 PE546.885v01-00

DE

wird der Erwerb eines 
Geschäftsgeheimnisses ohne Zustimmung 
dessen Inhabers für rechtswidrig erachtet, 
wenn er eine Vorgehensweise zum Ziel 
hat, die unter den gegebenen Umständen 
als mit einer seriösen Geschäftspraxis 
nicht vereinbar gilt.

Or. fr

Begründung

Die Richtlinie dient dem Schutz der Innovation und der Kreativität der Unternehmen. Kein 
Rechtsverletzer darf sich wegen des Bestehens von Schutzvorschriften bestärkt und ermutigt 
fühlen, Handlungen des unlauteren Wettbewerbs zu begehen.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 3 – Einleitender Teil

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Nutzung oder Offenlegung eines 
Geschäftsgeheimnisses ist als rechtwidrig
anzusehen, wenn sie ohne Zustimmung des 
Inhabers des Geschäftsgeheimnisses, 
vorsätzlich oder grob fahrlässig durch eine 
Person erfolgt, auf die eine der folgenden 
Bedingungen zutrifft:

3. Die Nutzung oder Offenlegung eines 
Geschäftsgeheimnisses ist als rechtswidrig
anzusehen, wenn sie ohne Zustimmung des 
Inhabers des Geschäftsgeheimnisses durch 
eine Person erfolgt, auf die eine der 
folgenden Bedingungen zutrifft:

Or. fr

Begründung

Die Vorsätzlichkeit oder grobe Fahrlässigkeit einer Handlung ist oftmals äußerst schwierig 
vor Gericht zu beweisen. Dies würde zahlreiche rechtmäßige Rechtsbehelfe unwirksam 
machen.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 4
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Ebenfalls als rechtwidrig anzusehen ist
die Nutzung oder Offenlegung eines 
Geschäftsgeheimnisses, wenn eine Person 
zum Zeitpunkt der Nutzung oder 
Offenlegung wusste oder unter den 
gegebenen Umständen hätte wissen 
müssen, dass sie über eine andere Person in 
Besitz des Geschäftsgeheimnisses gelangt 
ist, die dieses rechtwidrig im Sinne des 
Absatzes 3 genutzt oder offengelegt hat.

4. Ebenfalls als rechtswidrig anzusehen 
sind der Erwerb, die Nutzung oder 
Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses, 
wenn eine Person zum Zeitpunkt des 
Erwerbs, der Nutzung oder der 
Offenlegung wusste oder unter den 
gegebenen Umständen hätte wissen 
müssen, dass sie unmittelbar oder 
mittelbar über eine andere Person in Besitz 
des Geschäftsgeheimnisses gelangt ist, die 
dieses rechtswidrig im Sinne des 
Absatzes 3 genutzt oder offengelegt hat.

Or. fr

Begründung

Es ist zweckdienlich klarzustellen, inwieweit so genannte „sekundäre“ Rechtsverletzer 
haftbar gemacht werden können, insbesondere was das Kriterium der vorherigen Kenntnis 
einer Rechtsverletzung betrifft.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Das bewusste und vorsätzliche
Herstellen, Anbieten oder Vermarkten 
rechtsverletzender Produkte oder die 
Einfuhr, Ausfuhr oder Lagerung 
rechtverletzender Produkte für diese 
Zwecke stellt eine rechtwidrige Nutzung 
eines Geschäftsgeheimnisses dar.

5. Das Herstellen, Anbieten oder 
Vermarkten rechtsverletzender Produkte 
oder die Einfuhr, Ausfuhr oder Lagerung 
rechtsverletzender Produkte für diese 
Zwecke stellt eine rechtswidrige Nutzung 
eines Geschäftsgeheimnisses dar, wenn die 
Person, die diese Tätigkeiten durchführt, 
wusste oder unter den gegebenen 
Umständen hätte wissen müssen, dass es 
sich bei den Produkten um 
rechtsverletzende Produkte handelte.

Or. fr
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Begründung

Es ist zweckdienlich klarzustellen, inwieweit so genannte „sekundäre“ Rechtsverletzer 
haftbar gemacht werden können, insbesondere was das Kriterium der vorherigen Kenntnis 
einer Rechtsverletzung betrifft.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Beobachtung, Untersuchung, Rückbau 
oder Testen eines Produkts oder 
Gegenstands, das bzw. der öffentlich 
verfügbar gemacht wurde oder sich im 
rechtmäßigen Besitz des Erwerbers der 
Information befindet;

b) Beobachtung, Untersuchung, Rückbau 
oder Testen eines Produkts oder 
Gegenstands:

Or. fr

Begründung

In der Richtlinie kann der Rechtmäßigkeit des Erwerbs eines Geschäftsgeheimnisses nicht 
vorgegriffen werden, wenn anderslautende vertragliche oder gesetzliche Bestimmungen 
vorgesehen sind.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer i (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

i) das bzw. der öffentlich verfügbar
gemacht wurde oder

Or. fr

Begründung

Um die Innovation voranzutreiben, sollte „Reverse Engineering“ unter den in der Richtlinie 
festgelegten Rahmenbedingungen gestattet sein.
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Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer ii (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ii) das bzw. der sich im rechtmäßigen 
Besitz des Erwerbers der Information 
befindet und in Bezug auf das bzw. den 
keine rechtsgültige Verpflichtung zur 
Beschränkung des Erwerbs des 
Geschäftsgeheimnisses besteht;

Or. fr

Begründung

In der Richtlinie kann der Rechtmäßigkeit des Erwerbs eines Geschäftsgeheimnisses nicht 
vorgegriffen werden, wenn anderslautende vertragliche oder gesetzliche Bestimmungen 
vorgesehen sind.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Der Erwerb, die Nutzung und die 
Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen 
gelten als rechtmäßig, sofern sie durch 
einzelstaatliches Recht oder Unionsrecht 
vorgeschrieben oder erlaubt sind.

Or. fr

Begründung

Die Richtlinie berührt nicht die Transparenzpflichten von Unternehmen und die 
diesbezüglichen Vorschriften gemäß dem EU-Recht und dem Recht der Mitgliedstaaten.
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Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) zum Zwecke der Aufdeckung eines 
ordnungswidrigen Verhaltens, einer 
strafbaren Handlung oder einer illegalen 
Tätigkeit des Antragstellers, sofern der 
angebliche Erwerb bzw. die angebliche 
Nutzung oder Offenlegung des 
Geschäftsgeheimnisses für die Aufdeckung 
erforderlich war und der Beklagte im 
öffentlichen Interesse handelte;

b) zum Zwecke der Aufdeckung eines 
ordnungswidrigen Verhaltens, einer 
strafbaren Handlung oder einer illegalen 
Tätigkeit, sofern der angebliche Erwerb 
bzw. die angebliche Nutzung oder 
Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses 
für die Aufdeckung erforderlich war und 
der Beklagte im öffentlichen Interesse 
handelte;

Or. fr

Begründung

Die Aufdeckung solcher Verhaltensweisen darf sich nicht auf die Beschuldigung des 
Antragstellers beschränken.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 2 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

e) zum Schutz eines legitimen Interesses. e) zum Schutz eines durch das 
Unionsrecht oder das einzelstaatliche 
Recht anerkannten legitimen Interesses.

Or. fr

Begründung

Die Rechtmäßigkeit eines Interesses muss durch rechtlich verankerte Bestimmungen 
begründet werden können, um die missbräuchliche Einlegung von Rechtsmitteln zu 
beschränken.
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Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Einleitender Teil

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
zuständigen Justizbehörden – falls sie 
entscheiden, dass eine Klage wegen 
rechtswidrigen Erwerbs oder 
rechtswidriger Nutzung oder Offenlegung 
eines Geschäftsgeheimnisses offenkundig 
ungerechtfertigt ist und dass der 
Antragsteller das Gerichtsverfahren in 
unredlicher Absicht eingeleitet hat, um den 
Marktzugang des Beklagten in unbilliger 
Weise zu verzögern oder zu beschränken 
oder den Beklagten auf andere Weise 
einzuschüchtern oder ihm 
Schwierigkeiten zu bereiten – berechtigt 
sind, folgende Maßnahmen zu treffen:

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
zuständigen Justizbehörden – falls sie 
entscheiden, dass eine Klage wegen 
rechtswidrigen Erwerbs oder 
rechtswidriger Nutzung oder Offenlegung 
eines Geschäftsgeheimnisses offenkundig 
ungerechtfertigt ist und dass der 
Antragsteller das Gerichtsverfahren 
missbräuchlich oder in unredlicher 
Absicht eingeleitet hat, berechtigt sind, 
folgende Maßnahmen zu treffen:

Or. fr

Begründung

Unredliche Absicht allein reicht nicht aus, um sämtliche Fälle von missbräuchlichen Klagen 
abzudecken.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
Klagen auf Inanspruchnahme der in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen, 
Verfahren und Rechtsbehelfe innerhalb 
eines Zeitraums von mindestens einem 
Jahr, jedoch nicht später als zwei Jahre
nach dem Zeitpunkt einzureichen sind, zu 
dem der Antragsteller Kenntnis von dem 
letzten Umstand erlangt hat, der Grund für 
die Klage war, oder Anlass zu einer 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
Klagen auf Inanspruchnahme der in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen, 
Verfahren und Rechtsbehelfe innerhalb 
eines Zeitraums von drei Jahren nach dem 
Zeitpunkt einzureichen sind, zu dem der 
Antragsteller Kenntnis von dem letzten 
Umstand erlangt hat, der Grund für die 
Klage war, oder Anlass zu einer 
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entsprechenden Vermutung bestand. entsprechenden Vermutung bestand.

Or. fr

Begründung

Eine einheitliche Frist ermöglicht ein besseres Verständnis der rechtlichen Bestimmungen 
und verhindert das missbräuchliche Ausnutzen nebeneinander bestehender Zuständigkeiten 
(„Forum Shopping“). Eine Frist von weniger als drei Jahren erscheint zu kurz, um 
aussagekräftige Unterlagen für ein Verfahren dieser Art zusammenzustellen.

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) Im Laufe des Verfahrens wird 
festgestellt, dass das angebliche 
Geschäftsgeheimnis nicht die in Artikel 2 
Absatz 1 genannten Kriterien erfüllt.

a) Es wird im Rahmen einer 
rechtskräftigen Entscheidung festgestellt, 
dass das angebliche Geschäftsgeheimnis 
nicht die in Artikel 2 Nummer 1 genannten 
Kriterien erfüllt.

Or. fr

Begründung

Solange die Möglichkeit besteht, Rechtsbehelfe einzulegen, sollte die Geheimhaltungspflicht 
der Verfahrensbeteiligten nicht aufgehoben werden.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen des Weiteren 
sicher, dass die zuständigen Justizbehörden 
auf einen ordnungsgemäß begründeten 
Antrag einer Partei hin spezifische 
Maßnahmen treffen können, die 
erforderlich sind, um die Vertraulichkeit 
eines Geschäftsgeheimnisses oder eines 

Die Mitgliedstaaten stellen des Weiteren 
sicher, dass die zuständigen Justizbehörden 
auf einen ordnungsgemäß begründeten 
Antrag einer Partei hin spezifische 
Maßnahmen treffen können, die 
erforderlich sind, um die Vertraulichkeit 
eines Geschäftsgeheimnisses oder eines 



PE546.885v01-00 26/33 PR\1048388DE.doc

DE

angeblichen Geschäftsgeheimnisses, auf 
das im Laufe des Gerichtsverfahrens im 
Zusammenhang mit dem rechtswidrigen 
Erwerb oder der rechtswidrigen Nutzung 
oder Offenlegung eines 
Geschäftsgeheimnisses Bezug genommen 
wird, zu wahren.

angeblichen Geschäftsgeheimnisses, auf 
das im Laufe des Gerichtsverfahrens im 
Zusammenhang mit dem rechtswidrigen 
Erwerb oder der rechtswidrigen Nutzung 
oder Offenlegung eines 
Geschäftsgeheimnisses Bezug genommen 
wird, zu wahren. Die Mitgliedstaaten 
können ferner die zuständigen 
Justizbehörden ermächtigen, solche 
Maßnahmen von Amts wegen zu 
ergreifen.

Or. fr

Begründung

Diese Änderung ermöglicht es, in einigen Mitgliedstaaten bestehende Verfahrensweisen 
abzudecken.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) den Zugang zu von den Parteien oder 
Dritten vorgelegten Dokumenten, die 
Geschäftsgeheimnisse enthalten, ganz oder 
teilweise zu beschränken;

a) den Zugang zu von den Parteien oder 
Dritten vorgelegten Dokumenten, die 
Geschäftsgeheimnisse enthalten, ganz oder 
teilweise zu beschränken, sofern 
mindestens jeweils eine Person der 
Parteien sowie deren jeweilige 
Rechtsanwälte und/oder gesetzlichen 
Vertreter entsprechend den 
Erfordernissen des Verfahrens Zugang zu 
sämtlichen Unterlagen haben;

Or. fr

Begründung

Es ist wichtig, den Parteien ein Mindestmaß an Zugang zum gesamten Verfahren zu gewähren 
und eine wirksame Vertretung sicherzustellen.
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Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) den Zugang zu Anhörungen, bei denen 
unter Umständen Geschäftsgeheimnisse 
offengelegt werden, und zu den 
entsprechenden Aufzeichnungen oder 
Abschriften zu beschränken; unter 
außergewöhnlichen Umständen und
vorbehaltlich einer angemessenen 
Begründung können die zuständigen 
Justizbehörden den Zugang der Parteien
zu diesen Anhörungen beschränken und 
anordnen, dass solche Anhörungen nur 
in Gegenwart der gesetzlichen Vertreter 
der Parteien und der 
Geheimhaltungspflicht gemäß Absatz 1 
unterliegender autorisierter 
Sachverständiger stattfinden;

b) den Zugang zu Anhörungen, bei denen 
unter Umständen Geschäftsgeheimnisse 
offengelegt werden, und zu den 
entsprechenden Aufzeichnungen oder 
Abschriften auf ein begrenztes Publikum 
zu beschränken, vorbehaltlich der 
Einbeziehung von mindestens jeweils 
einer Person der Parteien sowie deren 
jeweiligen Rechtsanwälten und/oder 
gesetzlichen Vertretern gemäß den 
Erfordernissen des Verfahrens.

Or. fr

Begründung

Es ist wichtig, den Parteien ein Mindestmaß an Zugang zum gesamten Verfahren zu gewähren 
und eine wirksame Vertretung sicherzustellen.

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn die zuständige Justizbehörde mit 
Blick auf den notwendigen Schutz eines 
Geschäftsgeheimnisses oder eines 
angeblichen Geschäftsgeheimnisses und 
gemäß Unterabsatz 2 Buchstabe a 
entscheidet, dass Beweismittel, über die 
eine Partei die rechtmäßige Kontrolle 
besitzt, der anderen Partei nicht 
offengelegt werden dürfen, und wenn 

entfällt
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diese Beweismittel für den Ausgang des 
Rechtsstreits erheblich sind, kann die 
betreffende Justizbehörde dennoch die 
Offenlegung der betreffenden 
Informationen gegenüber den 
gesetzlichen Vertretern der anderen 
Partei und gegebenenfalls gegenüber den 
autorisierten Sachverständigen –
vorbehaltlich der Verpflichtung zur 
Vertraulichkeit gemäß Absatz 1 –
gestatten.

Or. fr

Begründung

Es ist wichtig, den Parteien ein Mindestmaß an Zugang zum gesamten Verfahren zu gewähren 
und eine wirksame Vertretung sicherzustellen.

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür dass 
gegen die in Absatz 3 genannten 
Entscheidungen im Falle einer 
Ablehnung Berufung eingelegt werden 
kann.

Or. fr

Begründung

In Anbetracht der potenziellen Folgen der in Absatz 3 genannten Entscheidungen für die 
Inhaber von Geschäftsgeheimnissen muss es möglich sein, im Falle einer Ablehnung 
Rechtsmittel einzulegen.

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 12 – Absatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die in Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Maßnahmen auf Antrag des 
Beklagten zurückgenommen oder ihre 
Wirkung auf andere Weise aufgehoben 
wird, wenn die fraglichen Informationen 
aus Gründen, die nicht der Beklagte zu 
vertreten hat, nicht mehr die in Artikel 2 
Absatz 1 genannten Voraussetzungen 
erfüllen.

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die in Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Maßnahmen auf Antrag des 
Beklagten zurückgenommen oder ihre 
Wirkung auf andere Weise aufgehoben 
wird, wenn die fraglichen Informationen 
aus Gründen, die nicht der Beklagte 
unmittelbar oder mittelbar zu vertreten 
hat, nicht mehr die in Artikel 2 Absatz 1 
genannten Voraussetzungen erfüllen.

Or. fr

Begründung

Es besteht die Möglichkeit, dass der Beklagte nur in der Anfangsphase dafür verantwortlich 
ist, dass die Informationen nicht mehr der in Artikel 2 Absatz 1 genannten Definition 
entsprechen.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 17 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Bis zum XX.XX.20XX [drei Jahre nach 
Ablauf der Umsetzungsfrist], erstellt die 
Agentur der Europäischen Union für 
Marken, Muster und Modelle im Rahmen 
der Tätigkeiten der Europäischen 
Beobachtungsstelle für Verletzungen von 
Rechten des geistigen Eigentums einen 
Anfangsbericht über die Entwicklungen in 
Bezug auf den rechtwidrigen Erwerb, die 
rechtwidrige Nutzung und die 
rechtswidrige Offenlegung von Betriebs-
und Geschäftsgeheimnissen im Zuge der 
Anwendung dieser Richtlinie.

1. Bis zum XX.XX.20XX [drei Jahre nach 
Ablauf der Umsetzungsfrist], erstellt die 
Agentur der Europäischen Union für 
geistiges Eigentum im Rahmen der 
Tätigkeiten der Europäischen 
Beobachtungsstelle für Verletzungen von 
Rechten des geistigen Eigentums einen 
Anfangsbericht über die Entwicklungen in 
Bezug auf den rechtswidrigen Erwerb, die 
rechtswidrige Nutzung und die 
rechtswidrige Offenlegung von Betriebs-
und Geschäftsgeheimnissen im Zuge der 
Anwendung dieser Richtlinie.

Or. fr
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Begründung

Die Bezeichnung muss dem Ergebnis der Verhandlungen über das Markenpaket angepasst 
werden.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 17 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Bis zum XX.XX.20XX [vier Jahre nach 
Ablauf der Umsetzungsfrist], erstellt die 
Kommission einen Zwischenbericht über 
die Anwendung dieser Richtlinie und legt 
diesen dem Europäischen Parlament und 
dem Rat vor. Dieser Bericht trägt dem 
Bericht der Europäischen 
Beobachtungsstelle für Verletzungen von 
Rechten des geistigen Eigentums in 
angemessener Weise Rechnung.

2. Bis zum XX.XX.20XX [vier Jahre nach 
Ablauf der Umsetzungsfrist], erstellt die 
Kommission einen Zwischenbericht über 
die Anwendung dieser Richtlinie und legt 
diesen dem Europäischen Parlament und 
dem Rat vor. Dieser Bericht trägt dem in 
Absatz 1 genannten Bericht in 
angemessener Weise Rechnung.

Or. fr
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BEGRÜNDUNG

Der Schutz vertraulichen Know-hows und vertraulicher Geschäftsinformationen ist von 
maßgeblicher Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, die es durch die 
Förderung von Innovation und Forschung zu sichern gilt, da dieses immaterielle Erbe der 
Unternehmen eine Wachstumsquelle von unschätzbarem Wert darstellt.

Am 28. November 2013 legte die Kommission einen Vorschlag für eine Richtlinie über den 
Schutz vertraulichen Know-hows und vertraulicher Geschäftsinformationen vor. 

Es war nicht die Absicht der Berichterstatterin, die Ausgewogenheit des Richtlinienentwurfs 
zu beeinträchtigen. Um den Wirtschaftsbeteiligten eine hinreichend solide Basis für die 
Sicherstellung eines wirksamen Schutzes bei gleichzeitiger Wahrung eines hohen Maßes an 
Garantien zu bieten, hat die Berichterstatterin Änderungsanträge vorgelegt, die darauf 
abzielen, einige Bestimmungen in Anbetracht möglicher Mängel bezüglich der 
Harmonisierung des Binnenmarktes klarzustellen und auf solidere Weise für die Einhaltung 
eines gewissen Gleichgewichts insbesondere zwischen den verschiedenen Inhabern ein und 
desselben Geschäftsgeheimnisses oder im Hinblick auf die Grundfreiheiten zu sorgen. 
Tatsächlich wird ein solches Instrument des Gemeinschaftsrechts, wenngleich es sich vom 
Recht des geistigen Eigentums unterscheidet, für die Unternehmen eine nützliche Grundlage 
darstellen, um sich gegen unlauteren Wettbewerb zu schützen.

Darüber hinaus hat die Berichterstatterin der allgemeinen Ausrichtung Rechnung getragen, 
die am 26.5.2014 vom Mitgesetzgeber angenommen wurde, da dessen Vorschläge nach ihrem 
Dafürhalten dem ursprünglichen Text der Kommission mehr Klarheit und Wirksamkeit 
verleihen.

Auf die Fragmentierung des Binnenmarktes reagieren

Bei diesem Text geht es darum, gemeinsame Grundlagen für einen Begriff zu schaffen, der 
derzeit in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich gehandhabt wird. Durch ein
besseres gemeinsames Verständnis der Umrisse und Grenzen des Begriffs 
„Geschäftsgeheimnis“ kann sichergestellt werden, dass die Unternehmen einen besseren 
Einblick in ihre rechtlichen Rahmenbedingungen und ihre vertraglichen und geschäftlichen 
Beziehungen erlangen. Diese gemeinsame europäische Rechtsgrundlage, die einen sicheren 
Informationsaustausch ermöglichen kann, soll der „wissensbasierten Wirtschaft“, die das 
Markenzeichen der Europäischen Union im 21. Jahrhundert sein muss, Auftrieb verleihen. 
Dies dürfte dem Vertrauen zwischen Partnern zuträglich sein und die auf der Zusammenarbeit 
von Unternehmen sowie zwischen Unternehmen und anderen Einrichtungen beruhende 
Innovation fördern. 

Daher hofft die Berichterstatterin, mit einer Reihe von Klarstellungen zur Definition des 
Begriffs „Geschäftsgeheimnis“ beizutragen, vor allem jedoch für eine größtmögliche 
Harmonisierung zur sorgen. Sie schlägt vor, eine einheitliche Befristung von drei Jahren 
einzuführen, sodass die Antragsteller ausreichend Zeit haben, um aussagekräftige Unterlagen 
zusammenzustellen.
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Den Unternehmen eine nützliche und wirksame Grundlage für ihr Know-how bieten

Abgesehen von der formellen Vereinheitlichung der rechtlichen Rahmenbedingungen für den 
Schutz vertraulichen Know-hows und vertraulicher Geschäftsinformationen wird in der 
Richtlinie eine wirksame inhaltliche Grundlage vorgeschlagen. 

Die Berichterstatterin hat sich auf den Schutz der Innovationsfähigkeit der Unternehmen und 
die Aufrechterhaltung eines der Wirtschaftstätigkeit zuträglichen Rahmens konzentriert und 
versucht, Bremseffekte zu vermeiden.

Auf diese Weise sollte eine solidere Basis für Unternehmen bereitgestellt werden, um auf 
Gefährdungen im Zusammenhang mit unlauteren Wettbewerbshandlungen zu reagieren und 
zu verhindern, dass sich Rechtsverletzer die in diesem Text enthaltenen Ausnahmeregelungen 
und Schutzvorschriften für Verhaltensweisen zunutze machen, die unter den jeweiligen 
Umständen als mit einer seriösen Geschäftspraxis nicht vereinbar gelten können.

Die Richtlinie steht jedoch in keiner Weise der Behandlung von Maßnahmen für Transparenz 
bei den Geschäftstätigkeiten von Unternehmen gemäß anderen, nationalen oder europäischen 
Rechtsvorschriften entgegen, unabhängig davon, welchen Bereich diese betreffen.

Die Achtung der Grundfreiheiten und -rechte sicherstellen

Die von der Kommission vorgeschlagenen Schutzvorschriften zur Gewährleistung der 
Freiheit der Meinungsäußerung und der Informationsfreiheit müssen beibehalten werden, da 
sie die eigentliche Grundlage einer wirksamen sozialen Marktwirtschaft und einer liberalen, 
gerechten und transparenten Demokratie bilden. Daher sollte durch die Richtlinie 
insbesondere die Möglichkeit von Journalisten, ihrer Arbeit nachzugehen, sowie die 
Möglichkeit jedes Einzelnen, die Freiheit der Meinungsäußerung unter sicheren und stabilen 
rechtlichen Bedingungen wahrzunehmen, weder rechtlich noch faktisch in Frage gestellt 
werden.

Darüber hinaus galt es die Wahrung des Verteidigungsrechts klar und deutlich sicherzustellen. 
So sind Beschränkungen in Bezug auf Informationen im Zusammenhang mit dem Verfahren 
ein nützliches Instrument, um für die Wirksamkeit von Rechtsbehelfen zum Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen zu sorgen; sie müssen jedoch strikt auf ihr Ziel beschränkt sein und 
dürfen den Grundsatz des rechtlichen Gehörs und den Anspruch auf ein gerechtes Verfahren 
nicht im Geringsten in Frage stellen.

Die Zuständigkeiten der Union beachten

Die Berichterstatterin hat in ihrem Bericht strikt die Zuständigkeiten der Union beachtet, um 
ein zu starkes Eingreifen in die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten zu vermeiden, sofern 
dies nicht notwendig war.

Vor diesem Hintergrund wäre es – wenn in der Richtlinie keine strafrechtlichen Maßnahmen 
vorgeschlagen werden – im Interesse der Kohärenz, der Verständlichkeit der rechtlichen 
Rahmenbedingungen und der Wahrung bestimmter Grundfreiheiten schädlich, die für 
zivilrechtliche Maßnahmen vorgesehenen Schutzvorschriften nicht auf die übrigen 
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Rechtsbereiche anzuwenden, auf die einige Mitgliedstaaten den Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen ausweiten möchten.


